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Wohnungsmarkt. Verwaiste Häuser hier – lange Schlangen bei Wohnungs-
besichtigungen dort: In Städten wie München und Hamburg ist Wohnraum 
knapp, begehrt und somit teuer. Auf dem Land dagegen stehen viele Wohnungen 
und Häuser leer. Da der demografische Wandel diesen Trend verstärkt, stehen 
die betroffenen Kommunen vor ganz neuen, schwierigen Herausforderungen.

ferenz aus Zu- und Abwanderung 
– von 100.000 Personen und einer 
Geburtenrate von 1,4 Kindern je 
Frau werden im Jahr 2060 lediglich 
noch knapp 65 Millionen Menschen 

in Deutschland leben. Das ist über 
ein Fünftel weniger als heute.

Die Entwicklung verläuft aller-
dings regional recht unterschiedlich:

Nur die Bundesländer Hamburg, 
Berlin, Bremen und Bayern werden 
2030 mehr Einwohner haben als heu-
te, alle anderen verlieren Einwohner 
– die ostdeutschen und das Saarland 
sogar bis zu 20 Prozent.

Zudem werden die Städte immer 
beliebter: Die jungen Leute schätzen 
sie, weil sie dort mobiler sind und 
bessere Ausbildungs- und Jobchan-
cen haben. Für ältere Menschen sind 
die Städte attraktiv, weil sie dort 
mehr Freizeiteinrichtungen, Ge-
sundheitsversorgung und Kulturan-
gebote vorfinden.

Der Run auf die Großstädte wird 
das Überangebot an freien Woh-
nungen in den ländlichen Regionen 
noch verstärken – wie stark, hängt 
vom Pro-Kopf-Wohnkonsum ab:

Laut Statistischem Bundesamt 
wohnte der durchschnittliche, allein 
lebende Deutsche 2002 noch auf 
knapp 68 Quadratmetern; 2012 wa-
ren es nahezu 70 Quadratmeter. 

Ägypten. Seit den Auseinan-
dersetzungen bleiben die Tou-
risten fern. Aber der Tourismus  
ist nicht der einzige Wirtschafts-
bereich, der unter den politi-
schen Tumulten leidet.	
Seite 3

Jugendarbeitslosigkeit
in Europa. Um wieder mehr
Jugendliche in den europäischen 
Krisenländern in Arbeit zu brin-
gen, hat die EU-Kommission eine 
Reihe von Initiativen gestartet.
Seite 4-5

Parallelwährungen. Als Allheil-
mittel in der Eurokrise schlagen 
viele Ökonomen die Einführung 
von Parallelwährungen vor. 
Diese Idee würde in der Praxis 
jedoch scheitern.
Seite 6-7

Niedriglohnsektor. Die
Expansion der Niedrig-
lohnbeschäftigung ist
mit einer höheren
Erwerbstätigkeit insge-
samt einhergegangen.
Seite 8

Den Prognosen zufolge wird die 
Zahl der Einwohner in der Bundes-
republik in den kommenden Jahr-
zehnten deutlich zurückgehen. Bei 
einer Nettozuwanderung – die Dif-

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
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Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Nettozuwanderung: Einwanderung minus Auswanderung; Wohnfläche: Anzahl der Quadratmeter, die einer 
Person zur Verfügung stehen – sie variiert in der Regel mit dem Einkommen und dem Alter; zunehmende
Wohnfläche: die Wohnflächennachfrage pro Kopf steigt bis 2060 noch um knapp 27 Prozent; Quelle: IW Köln

Wohnraum in Deutschland
– zwei Szenarien
Wohnflächennachfrage in Deutschland bei einer jährlichen Nettozuwanderung 
von 100.000 Personen,
Veränderung gegenüber 2012
in Prozent

Szenario 1:
konstante

Wohnfläche
pro Kopf

Szenario 2:
zunehmende
Wohnfläche

pro Kopf

2015

2020

2025

2030

2035

2040

2045

2050

2055

2060

3,1

7,9

11,3

13,6

15,0

15,5

15,0

13,1

9,8

6,0

0,3

0,6

0,1

-1,1

-2,5

-4,2

-6,2

-8,9

-12,2

-15,4
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Allerdings wird es auch in Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfa-
len viele verwaiste Wohnungen ge-
ben. So wird für den Kreis Salzgitter 
beispielsweise ein Nachfragerück-
gang von 17 Prozent erwartet, für 
Remscheid ein Rückgang von knapp 
14 Prozent.

wachs an Wohnflächennachfrage 
müssen demnach erstaunlicherweise 
nicht Großstädte wie Berlin oder 
Hamburg rechnen, sondern das Um-
land von München (Grafik).

Der größte Leerstand droht in Ost-
deutschland. Mancherorts wird 2030 
jede fünfte Wohnung überflüssig sein.

Nach Analysen des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW) ist 
der Wohnflächenkonsum – die An-
zahl der Quadratmeter, die einer 
Person in Abhängigkeit von Alter 
und Einkommen zur Verfügung 
steht – über alle Altersgruppen hin-
weg zwischen 1995 und 2011 um 21 
Prozent gestiegen. Dies liegt daran, 
dass immer mehr Menschen allein 
leben und in Relation zu Mehr-Per-
sonen-Haushalten mehr Quadrat-
meter beanspruchen; zudem ist der 
Lebensstandard gestiegen.

Dieser Trend wird sich aber so 
nicht fortsetzen. Denn die Wohnflä-
che pro Kopf lässt sich realistisch 
betrachtet nicht beliebig ausweiten 
– und große Wohnungen verursa-
chen auch höhere Energiekosten.

Vor diesem Hintergrund unter-
scheidet das IW Köln für die kom-
menden Jahrzehnte zwei Szenarien: 

•	 Szenario 1 orientiert sich am ak-
tuellen Stand, das bedeutet, die 
Wohnfläche pro Kopf bleibt nahezu 
konstant. In diesem Fall würde die 
Nachfrage nach Wohnfläche nur 
noch bis 2020 steigen – und zwar um 
magere 0,6 Prozent (Grafik Seite 1). 
Das entspricht einer Nachfrage von 
jährlich 25.000 neuen Wohnungen. 

•	 Szenario 2 geht davon aus, dass 
die Deutschen in Zukunft in größe-
ren Wohnungen leben wollen, also 
wird die Wohnfläche pro Kopf wei-
ter zunehmen. Dann steigt die Nach-
frage bis 2040 um insgesamt fast 16 
Prozent – demnach würden jährlich 
rund 150.000 neue Wohnungen zu-
sätzlich benötigt.

Diese bundesdeutschen Gesamt-
zahlen schlagen sich allerdings in 
den einzelnen Regionen sehr unter-
schiedlich nieder. Wie, das zeigt eine 
Berechnung des IW Köln für alle 402 
Landkreise und kreisfreien Städte 
bis 2030. Mit dem stärksten Zu-
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Szenario 1: konstanter Wohnflächenkonsum pro Kopf, Szenario 2: zunehmender Wohnflächenkonsum 
pro Kopf; Quellen: IW Köln, Statistisches Bundesamt

Eine Frage der Region

Veränderung 2030 
gegenüber 2012 
in Prozent
(Szenario 1)

Landkreis 
Erding (Bayern)
Landkreis 
Ebersberg (Bayern)
Landkreis 
Dachau (Bayern)
Landkreis 
Freising (Bayern)
München 
(Bayern)

15,8

14,5

13,8

13,6

13,5

35,3

33,7

32,9

32,7

32,5

125,7

127,6

138,7

162,8

1.348,3

3,0

2,5

2,9

2,8

2,1

Veränderung 2030 
gegenüber 2012 
in Prozent
(Szenario 2)

Bevölkerung 
2011 in 1.000

Leerstands-
quote 2011 
in ProzentTop5

Kreise und Städte, in denen eine sinkende 
Wohnflächennachfrage erwartet wird

Landkreis 
Mansfeld-Südharz 
(Sachsen-Anhalt)
Landkreis 
Altenburger Land 
(Thüringen)
Suhl
(Thüringen)
Landkreis 
Salzlandkreis 
(Sachsen-Anhalt)
Landkreis 
Anhalt-Bitterfeld 
(Sachsen-Anhalt)

-23,5

-22,7

-22,6

-21,9

-21,7

-10,6

-9,7

-9,8

-8,8

-8,5

147,9

96,7

37,0

205,5

172,1

7,8

12,1

8,2

10,2

9,1

Kreise und Städte, in denen eine steigende 
Wohnflächennachfrage erwartet wird

Berlin

Hamburg

Frankfurt am Main

Stuttgart

Dortmund

6,4

7,1
6,8

3,0
-4,4

24,3

25,1
24,7

20,2
11,6

3.292,4

1.706,7
667,9

585,9
571,1

3,5

1,6
2,6

3,7
3,9

Ausgewählte Großstädte



Unruhen belasten auch die Wirtschaft
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Quelle: Germany Trade and Invest

Quelle: Eurostat

Erdöl rein, Maschinen raus
in Millionen Euro

Die wichtigsten Handelsgüter im Jahr 2012 in Prozent

Deutsche Warenimporte aus Ägypten Deutsche Warenexporte nach Ägypten

Erdöl
61

Maschinen

24
Textilien und
Bekleidung

11
Nahrungs-
mittel

21
Chemische
Erzeugnisse

          Kraftfahr-
          zeuge
und dazu-
gehörige Teile

7

Deutsche Warenimporte aus Ägypten Deutsche Warenexporte nach Ägypten

13

284

250

504

750

1.064

849

1.314

1.601

1.405

1.421

1.847

2.718

3.011

2.589

2000

2002

2004

2006

2008

2010

2012

Ägypten. Seit die gewalttätigen Aus-
einandersetzungen durch den Sturz 
von Präsident Mohammed Mursi er-
neut entflammt sind, bleiben die Tou-
risten fern: Die ägyptischen Hotels sind 
leer, die Strände verwaist. Doch der 
Tourismus ist nicht der einzige Wirt-
schaftsbereich, der unter den politi-
schen Tumulten leidet.

Nach einer kurzen Erholung im 
Jahr 2012 ist der ägyptische Touris-
mus nun wieder eingebrochen. Für 
Ägypten ist dies ein wichtiger Han-
delszweig – laut Deutsch-Arabischer 
Industrie- und Handelskammer 
hängt immerhin jeder achte Arbeits-
platz vom Tourismussektor ab.

Besonders wichtig für die Branche 
sind die Besucher aus Deutschland: 
Im Jahr 2012 kamen fast 1,2 Millio-
nen Menschen aus der Bundesrepu-
blik. Sie trugen ein Zehntel zum 
gesamten Umsatz der ägyptischen 
Tourismusbranche bei. Im ersten 
Halbjahr des laufenden Jahres fuh-
ren knapp 0,6 Millionen Deutsche 
in den Urlaub nach Ägypten. Nach 
der Reisewarnung des Auswärtigen 
Amts werden viele Touristen die 
Reise nicht antreten.

Auch in anderen Wirtschaftsbe-
reichen haben sich die deutsch-ägyp-
tischen Handelsbeziehungen in den 
vergangenen Jahren intensiviert. 
Zwar gingen 2012 nur 0,2 Prozent 
der deutschen Ausfuhren nach 
Ägypten und nur 0,1 Prozent der 
deutschen Importe kamen von dort. 
Die Handelsumsätze sind in den 
vergangenen Jahren aber mit zwei-
stelligen Wachstumsraten gestiegen 
und haben Ägypten nach den Verei-
nigten Arabischen Emiraten, Saudi-

Arabien und Libyen zum wichtigsten 
deutschen Handelspartner aus dem 
nordafrikanisch-arabischen Raum 
gemacht.

Deutschland exportiert vor allem 
Maschinen, chemische Erzeugnisse 
und Kraftfahrzeuge nach Ägypten; 
die Importe bestehen hauptsächlich 
aus Erdöl, Textilien und Bekleidung 
sowie Nahrungsmitteln (Grafik).

Aus ägyptischer Sicht ist Deutsch-
land nach China und den USA der 
drittgrößte Handelspartner: 6,7 Pro-
zent der ägyptischen Importe kamen 
2012 aus der Bundesrepublik. Um-
gekehrt gingen 2,2 Prozent der ägyp-
tischen Exporte nach Deutschland.

Auch als Investitionsziel hat 
Ägypten zuletzt an Bedeutung ge-
wonnen. Die deutschen Direktinves
titionen in Ägypten haben sich von 
2000 bis 2011 mehr als verdreifacht.

Dem Deutschen Industrie- und 
Handelskammertag zufolge sind 80 

deutsche Unternehmen in Ägypten 
vertreten. Insgesamt beschäftigen sie 
vor Ort rund 24.000 Mitarbeiter.

Derzeit ist aber an einen norma-
len Betriebsalltag nicht zu denken: 
Wegen der Ausschreitungen haben 
viele Unternehmen ihre Produktion 
gestoppt und ihre Mitarbeiter in den 
Urlaub geschickt.

Internationale Unternehmen wie 
Metro, General Motors und Electro-
lux haben Vorsichtsmaßnahmen er-
griffen. In vielen Fällen können Mit-
arbeiter selbst entscheiden, ob sie zur 
Arbeit kommen oder von Hause aus 
arbeiten – das gilt zumindest für die 
Beschäftigten in Kairo. Andere Un-
ternehmen haben ihren Mitarbeitern 
ein Reiseverbot erteilt. Noch ist ein 
Rückzug ausländischer Betriebe 
nicht in Sicht. Doch entscheidend 
ist, dass die Lage in Ägypten nicht 
weiter eskaliert und sich möglichst 
schnell wieder beruhigt.



ohne Job, Ausbildung oder Trai-
ningsmaßnahme sind.

•	 Die Europäische Ausbildungs­
allianz soll nach den Vorstellungen 
der EU-Kommission zusammen mit 
den Sozialpartnern die Qualität der 
Berufsbildung in ganz Europa ver-
bessern und das Angebot an Ausbil-
dungsplätzen vergrößern.

•	 Strategische Partnerschaften sol-
len den länderübergreifenden Aus-
tausch von Best-Practice-Beispielen 
fördern. So hat Deutschland bereits 
mit Griechenland, Italien, Spanien, 
Portugal und Lettland bilaterale 
Vereinbarungen getroffen, um den 
jeweiligen Ländern bei der Stärkung 
betrieblicher  Berufsausbildungs
elemente unter die Arme zu greifen.

•	 Spezielle Mobilitätsprogramme 
unterstützen Jugendliche, die wegen 
einer Ausbildung oder eines Jobs ins 
Ausland umziehen möchten. Die 
Bundesrepublik beispielsweise hat 

ger Menschen in Europa weder ar-
beiten noch eine schulische oder 
berufliche Ausbildung absolvieren 
oder studieren, büßte die Wirtschaft 
2011 rund 153 Milliarden Euro ein 
– das entspricht 1,2 Prozent des eu-
ropäischen Bruttoinlandsprodukts.

Um dieser Misere etwas entgegen-
zusetzen, hat die Europäische Kom-
mission – unterstützt von Deutsch-
land – in den vergangenen Monaten 
eine Reihe von Initiativen gestartet, 
für die sie bis 2015 insgesamt 6 Mil-
liarden Euro aus dem Haushalt 
lockermachen will:

•	 Die Jugendgarantie soll dafür sor-
gen, dass in den EU-Staaten junge 
Menschen nie länger als vier Monate 

Jugendarbeitslosigkeit in Europa. Vor allem in den europäischen Krisen­
ländern finden Millionen junger Leute keinen Job. Das will die Europäische 
Kommission nun ändern und hat deshalb eine Reihe von Initiativen gestartet, 
die mehrere Milliarden Euro kosten werden. Ob das den Jugendlichen langfris­
tig wirklich hilft, ist allerdings zweifelhaft.

Milliardenschwerer Aktionismus

Kaum aus der Schule, schon 
chancenlos: Die hohe Jugendarbeits-
losigkeit ist eines der drängendsten 
Probleme in Europa. Besonders be-
troffen sind die südlichen Länder, 
allen voran Griechenland, wo gut 
jeder vierte 15- bis 24-Jährige auf der 
Straße steht (Grafik). In Spanien 
und Italien findet jeder fünfte Ju-
gendliche weder Ausbildung noch 
Arbeit, auch Portugal, Irland und 
Ungarn melden Anteile von 15 Pro-
zent und mehr.

Die hohe Jugendarbeitslosigkeit 
zermürbt nicht nur eine ganze Ge-
neration, sie zieht auch enormen 
volkswirtschaftlichen Schaden nach 
sich: Dadurch, dass Millionen jun-
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Jugendarbeitslosigkeit in Europa: Eine Frage der Abgrenzung Kosten der Jugend-
arbeitslosigkeitAnteil der arbeitslosen Jugendlichen ... in Prozent

Die Jugendarbeitslosigkeit verursachte 
2011 Kosten in Höhe von so viel Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts – zum Bei-
spiel aufgrund von staatlichen Unter-
stützungsmaßnahmen, Produktivitäts-
einbußen, entgangenen Einkommens-
steuern und entgangenen Beiträgen zu 
den Sozialkassen

Griechenland

Irland

Italien

Ungarn

Portugal

Spanien

Belgien

Frankreich

Vereinigtes Königreich

Deutschland 0,6

Quelle: Europäische Stiftung zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen

... an allen arbeitslosen und beschäftigten 15- bis 24-Jährigen
(offizielle Arbeitslosenquote) 
... an allen 15- bis 24-Jährigen

Stand: April 2013 bzw. viertes Quartal 2012; an allen 15- bis 24-Jährigen: einschließlich derjenigen,
die sich noch in der Schule oder in der Ausbildung befinden; Quelle: OECD 
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tionierung der Jüngeren sogar ande-
re Personengruppen, etwa ältere 
Arbeitnehmer, vom Arbeitsmarkt.

Fraglich ist ferner, ob Länder mit 
verkrusteten Verwaltungsstrukturen 
diese Programme überhaupt umset-
zen können; möglicherweise blähen 
die Angebote den bürokratischen 
Apparat sogar noch weiter auf.

Auch die Implementierung von 
Elementen eines dualen Ausbil-
dungssystems nach deutschem Vor-
bild ist nicht ohne weiteres möglich. 
Zum einen braucht es Zeit, Struk-
turen für eine erfolgreiche Berufs-
ausbildung zu schaffen – vor allem, 
wenn sich Staat, Sozialpartner, Be-
rufsschulen und Unternehmen ge-
meinsam einbringen sollen. Zum 
anderen fehlt in vielen südeuropä-
ischen Ländern ein starker Mittel-
stand, der das Rückgrat der dualen 
Ausbildung bildet.

In Griechenland stieg die Arbeits-
losenquote der jungen Menschen zwi-
schen 2010 und 2012 von 33 Prozent 
auf 55 Prozent, insgesamt schnellte 
die Arbeitslosenquote von 13 auf 24 
Prozent nach oben.

Dass es an Jobs mangelt, hängt 
hauptsächlich mit der schwachen 
wirtschaftlichen Dynamik vieler 
Krisenländer zusammen. In einigen 
Ländern kommt noch hinzu, dass 
der Arbeitsmarkt stark reguliert ist 
und junge Neueinsteiger kaum eine 
Chance haben, da Unternehmen we-
gen des rigiden Kündigungsschutzes 
vor Einstellungen zurückschrecken.

Deshalb besteht die Gefahr, dass 
die diversen Programme zwar vielen 
jungen Leuten den Berufseinstieg 
ermöglichen – doch nach Ablauf der 
Förderung könnten sie genauso 
schnell wieder arbeitslos sein. 
Schlimmstenfalls drängt die Subven-

das Programm MobiPro-EU ins Le-
ben gerufen, das 140 Millionen Euro 
für Sprachkurse, Umzugsbeihilfen 
und Reisekostenzuschüsse für junge 
Leute zur Verfügung stellt, die wegen 
einer Ausbildung nach Deutschland 
übersiedeln möchten.

All diese ambitionierten Vorha-
ben sind gut gemeint und mögen so 
manchem Jugendlichen zumindest 
kurzfristig eine Perspektive verschaf-
fen – die Ursachen der hohen Ju-
gendarbeitslosigkeit werden dadurch 
aber nicht beseitigt. Dass in Grie-
chenland, Spanien oder Portugal so 
viele Schulabgänger beruflich auf 
der Strecke bleiben, ist in erster Linie 
auf  die schlechte Verfassung der 
dortigen Arbeitsmärkte zurückzu-
führen. Tatsächlich sind in den Euro-
Krisenstaaten nicht nur viele Ju-
gendliche erwerbslos, sondern auch 
viele Erwachsene:
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Jeweils Juli; Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Gemeldete Arbeitslose

2010

2011

2012

2013

bei der Arbeitsagentur
(Arbeitslosengeld-Empfänger)

beim Jobcenter 
(Hartz-IV-Empfänger)

2.160.938

2.079.960

1.991.156

1.971.563

1.030.862

859.288

884.815

942.529

Hartz-IV-Arbeitslose. Die Jobcenter können heute mehr 
Langzeitarbeitslosen und Geringqualifizierten einen Job 
vermitteln als früher. Dafür ist nicht zuletzt der sich ab-
zeichnende Fachkräftemangel verantwortlich.

Wer arbeitslos ist und in den vergangenen zwei Jahren 
mindestens zwölf Monate sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt war, erhält von der örtlichen Arbeitsagentur 
Arbeitslosengeld. Wer keinen Anspruch auf Arbeitslo-

Eine Chance für Hartz-IV-
Empfänger

sengeld hat, kann beim Jobcenter Arbeitslosengeld II 
beantragen. Das Jobcenter wird gemeinsam von Arbeit-
sagentur und Kommune betrieben.

Zwei Drittel aller Arbeitslosen werden von Job-       
centern betreut, sind also Empfänger von Arbeitslosen-
geld II (ALG II) – oder volkstümlich: Hartz IV.

Die ALG-II-Bezieher gehören überdurchschnittlich 
häufig zu den Problemgruppen des Arbeitsmarktes:

•	 46 Prozent sind ein Jahr oder länger ohne Job (Emp-
fänger des regulären Arbeitslosengeldes: 14 Prozent).

•	 53 Prozent haben keine abgeschlossene Berufsausbil-
dung (23 Prozent).

•	 18 Prozent haben keinen Schulabschluss (3 Prozent).
Lange Zeit hatten Hartz-IV-Arbeitslose schlechte 

Karten, wenn sie einen Job suchten. Unternehmen geben 
neuerdings auch Langzeitarbeitslosen und Geringqua-
lifizierten eine Chance – auch, weil andere Bewerber 
fehlen (Grafik). Hinzu kommt: Im Jahr 2012 fanden 
731.000 Hartz-IV-Arbeitslose einen Job auf dem ersten 
Arbeitsmarkt, umgekehrt kamen jedoch nur 640.000 
Arbeitnehmer aus dem ersten Arbeitsmarkt neu in die 
Kartei der Jobcenter.



ßen, würde das ihre grundsätzlichen 
Probleme nicht lösen:

•	 Wettbewerbsfähigkeit. Kurzfristig 
verbessern sich die Exportchancen 
durch die abgewertete Währung 
zwar. Der Aufbau einer Exportindus­
trie mit marktfähigen Produkten 
dauert aber Jahre, und um Inves­
toren anzuziehen, müssen erst wich­
tige Voraussetzungen erfüllt sein – 
ein stabiler Geldwert, grundlegende 
Reformen und Marktöffnungen.

•	 Schuldendienst. Alle noch beste­
henden Verbindlichkeiten in Euro 
treiben „G-Euro“-Besitzer in die 
Überschuldung und Zahlungsunfä­
higkeit. Die Folgen: Es gibt massen­
haft Insolvenzen, das Investitions­
klima verschlechtert sich und die 
ausländische Kreditvergabe an 
„G-Euro“-Besitzer würde zurückge­
fahren oder gar eingestellt.

Wenn die Schulden nicht mehr 
zurückgezahlt werden können, be­
kommen fragile Banken Probleme 
– sie werden insolvent und müssen 
durch den Staat gerettet werden. Die 
Staatsverschuldung steigt erneut.

1. Kapitalverkehrskontrollen. Die 
bloße Ankündigung einer Parallel­
währung würde ohne die Beschrän­
kung des Geld- und Wertpapier­
transfers eine massive Kapitalflucht 
auslösen. Die vermeintlich schwä­
chere Währung hätte so keine Chan­
ce, sich am Markt durchzusetzen 
und verlöre binnen Tagen ihre Exis­
tenzberechtigung, weil Sparer und 
Investoren einen massiven Vermö­
gensverlust befürchten.

2. Annahmezwang. Wenn zum Bei­
spiel die Griechen nicht gezwungen 
würden, den Euro zu einem festen 
Wechselkurs in den „G-Euro“ um­
zutauschen, setzte sich die stabilere 
Währung – der Euro – als Wertauf­
bewahrungsmittel und schließlich als 
Zahlungsmittel durch. Denn wer 
tauscht schon Euro in „G-Euro“ um, 
wenn dessen Wert sinkt.

Aber selbst wenn sich Krisenlän­
der auf eine Parallelwährung einlie­

Parallelwährungen. Angesichts der Eurokrise schlagen viele Ökonomen die 
Einführung von Parallelwährungen als Allheilmittel vor. Was sich in der Theorie 
noch verlockend anhört, würde in der Praxis allerdings scheitern.

Theoretisch bietet eine Parallel­
währung viele Vorteile. Zum Beispiel 
ließe sich die griechische Wettbe­
werbsfähigkeit schlagartig verbes­
sern: Der „G-Euro“ würde bei fle­
xiblen Wechselkursen sofort um 25 
bis 40 Prozent gegenüber dem Euro 
abwerten und die griechischen Real­
löhne auf ein angemessenes Niveau 
drücken. Zudem ließen Parallelwäh­
rungen zu, dass Staaten ihr eigenes 
Tempo und ihre eigenen Wege gehen.

Dass man mit einem solchen 
Coup die Lage der Eurozone im 
Handumdrehen verbessern kann, 
dürfte sich indes als Illusion erwei­
sen. Denn bei der Einführung einer 
Parallelwährung müssten viele wirt­
schaftspolitische Grundsätze über 
Bord geworfen werden: die EU-Bin­
nenmarktprinzipien, eine freiheit­
liche Wirtschaftsordnung und die 
Funktionsfähigkeit des Geldes. Das 
machen zwei Beispiele deutlich:
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2013 und 2014: Prognose, Griechenland: ab 2008 vorläufig bzw. Prognose; Quelle: Eurostat

Lohnstückkosten: Fast alle Krisenländer wettbewerbsfähiger
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Keine wirkliche Alternative



rungs- und die Wertmessfunktion. 
Parallelwährungen dagegen entste-
hen gerade deshalb, weil eine Wäh-
rung mindestens eine dieser Funkti-
onen nicht mehr erfüllt.

Und: Auch ohne Parallelwährung 
bessert sich die Wettbewerbsfähig-
keit derzeit vielerorts (Grafiken).

rung erst einmal entwickeln. Über-
dies wird die Bevölkerung in den 
Krisenländern den Euro nur ungern 
gegen eine Parallelwährung eintau-
schen wollen. Denn als gesetzliches 
Zahlungsmittel erfüllt er alle drei 
Aufgaben einer Währung, also die 
Zahlungsmittel-, die Wertaufbewah-

•	 Vertrauen. Der Gemeinschafts-
währung Euro wird – bei allen 
Schwierigkeiten der dahinterstehen-
den Institutionen – viel Vertrauen 
entgegengebracht, meist mehr als 
der nationalen Wirtschaftspolitik. 
Diesen institutionellen Rahmen 
muss ein Land mit einer Parallelwäh-

Seite 7 | 5. September 2013 | Nr. 36 | iw-dienst

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

36

Quelle: Eurostat

Leistungsbilanzen: Krisenländer verbessern sich Leistungsbilanzsaldo für Waren und Dienstleistungen
in Prozent des Bruttoinlandsprodukts
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Klimaschoner und Klimakiller
Veränderung der CO2-Emissionen 2012 gegenüber 1990 in Prozent

China

Indien

Südkorea

Brasilien

Australien

Japan

USA

Deutschland

Russland

284,3

213,6

199,5

-20,9

-27,5

107,4

40,4
Welt
52,5

EU
-11,6

21,1

6,3

Der Preis des Klimaschutzes
CO2-Emissionen. Die deutsche Stahlindustrie hat aufgrund 
des strengen Emissionshandels in der Europäischen Uni-
on Wettbewerbsnachteile gegenüber Nicht-EU-Ländern. 

Noch ist das System der EU weltweit einzigartig 
(Kasten), inzwischen arbeiten aber auch andere Länder 
an ähnlichen Systemen, um CO2-Emissionen einzudäm-
men (Grafik). Wie weit diese fortgeschritten sind, hat 
die Institut der deutschen Wirtschaft Köln Consult (IW 
Consult) im Auftrag der Wirtschaftsvereinigung Stahl 
und der Industriegewerkschaft Metall untersucht.

In China, Indien, Japan, Russland, Australien, Süd-
korea, Brasilien und den USA – die zusammen mit der 
EU 87 Prozent der weltweiten Stahlproduktion ausma-
chen – steckt der Emissionshandel noch größtenteils in 
den Kinderschuhen.

Nur Australien und Südkorea bauen verbindliche 
landesweite Systeme auf, wobei die Zertifikate für die 
Stahlindustrie kostenfrei und die Reduktionsanforde-
rungen geringer sind als in der EU.

In den USA ist die Entwicklung eines Systems ins 
Stocken geraten. In Japan ist die Teilnahme freiwillig. 
In China und Brasilien gibt es lediglich einzelne Pilot-
projekte.

Emissionsrechtehandel
Unternehmen in der EU müssen für jede Tonne CO2, die bei der 
Produktion entsteht, ein Emissionszertifikat nachweisen. Über 
die Anzahl der Zertifikate legt die EU also die Menge an Treib-
hausgasen fest. Energieintensive Branchen, die im internationalen 
Wettbewerb stehen, bekommen die Zertifikate kostenfrei, damit 
sie wettbewerbsfähig bleiben.



Zwei Seiten einer Medaille

Niedriglohnsektor. Ohne geringbe-
zahlte Jobs liefe der Arbeitsmarkt in 
Deutschland längst nicht so gut. Vor 
allem Menschen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung können dadurch wie-
der hoffen, einen Job zu finden.

Die Nachricht, dass Deutschland 
nach Litauen den größten Niedrig-
lohnsektor (Kasten) aller EU-Län-
der aufweist, sorgt vielerorts für 
Unmut. Die Unternehmen würden 
sich durch Lohndumping bereichern 
und die Allgemeinheit in Form von 
aufgestocktem Arbeitslosengeld II 
dafür zahlen lassen, heißt es.

Dabei wird jedoch verschwiegen, 
dass die Expansion der Niedriglohn-
beschäftigung mit einer höheren 
Erwerbstätigkeit insgesamt einher-
geht. Und das geht nicht zulasten 
der Hochlohnbeschäftigung, denn 
die ist ebenfalls gestiegen (Grafik).

Zurückgegangen ist dagegen der 
Anteil jener Personen, die zuvor 
nicht gearbeitet haben.

Insbesondere Personen ohne ab-
geschlossene Berufsausbildung, die 
sich sonst auf dem Arbeitsmarkt 
schwertun, können nunmehr inte-
griert werden. Ihre Arbeitslosenquo-
te betrug in Krisenzeiten bis zu 27 
Prozent.

Inzwischen haben 57 Prozent der 
Geringqualifizierten einen Job, im 
Jahr 1999 waren es nur 51 Prozent. 
Ohne Niedriglohnsektor wäre dieser 
Sprung nicht möglich gewesen.

Oft wird darauf hingewiesen, dass 
80 Prozent der Niedriglohnbeschäf-
tigten eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung hätten, was sich eigent-
lich in der Entlohnung widerspiegeln 
müsste. Allerdings ist für den Ver-
dienst nicht die tatsächliche Qualifi-
kation relevant, sondern die Quali-
fikation, die für die Tätigkeit erfor-
derlich ist.
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36Sonstige Erwerbstätige: Selbstständige, 
Auszubildende und Erwerbstätige ohne
sinnvolle Angabe zum Stundenlohn; 
Inaktive: Schüler, Studenten, Rentner, 
Nichterwerbstätige, Arbeitslose;
IW-Berechnungen auf Basis der Daten 
des SOEP; Ursprungsdaten: Sozio-
oekonomisches Panel (SOEP)

Mehr Normalverdiener
So viel Prozent der 
15- bis 64-Jährigen waren ...

1996 2001 2006 2011

Inaktive

Sonstige Erwerbstätige

Geringverdiener

Normalverdiener

45,8 46,4 44,6 48,7

8,9 10,9 12,3
13,6

12,3 12,5 12,8
11,9

33,0 30,2 30,3 25,8

Wer aber in seinem gelernten Be-
ruf nicht unterkommen kann, der 
bekommt im Niedriglohnsektor eine 
Chance. Denn zwei Drittel der Nied-
riglohnjobs setzen keine Berufsaus-
bildung voraus oder werden von 
Arbeitnehmern ohne oder mit fach-
fremder Ausbildung ausgeübt.

Niedriglohnbeschäftigung
Als Niedriglohnbeschäftigter gilt, wer 
einen Bruttostundenlohn von weniger 
als zwei Dritteln des mittleren Stunden-
lohns erhält – das waren im Jahr 2011 
bundesweit 8,97 Euro. Dabei bleiben 
Selbstständige, Auszubildende und ande-
re Personen ohne oder mit unplausiblen 
Angaben zum Stundenlohn außen vor. 
Als Datenquelle dient das Sozio-oeko-
nomische Panel (SOEP), eine jährliche 
Befragung von circa 20.000 Personen.


